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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Zuständigkeiten 
in der Luftverkehrsverwaltung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 210. Sit- 
zung am 23. Oktober 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Zuständigkeiten in der Luftverkehrsverwaltung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Januar 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 9) wird wie folgt geändert: 

§ 31 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

(1) Die Länder führen nachstehende Aufgaben 
dieses Gesetzes im Aufträge des Bundes aus: 

1. die Verkehrszulassung der Ballone, 
Segelflugzeuge und deren Startwinden 
(§ 2 ); 

2. die Erteilung der Erlaubnis für Luftfahrer 
und Fallschirmabspringer mit Ausnahme ! 
der dienstlichen Erlaubnis für das flie- | 
gerische Personal des Bundesgrenzschut- 1 
zes sowie mit Ausnahme der Erlaubnis s 
für Bordfunker (§4); 

3. die Erteilung der Erlaubnis zur Aus- I 

bildung von Luftfahrern und Fallschirm- ; 
abspringern (§5); i 

4. die Genehmigung von Flugplätzen mit 

Ausnahme der Prüfung und Entschei- 
dung, inwieweit durch die Anlegung und 
den Betrieb eines Flughafens, der dem 

allgemeinen Verkehr dienen soll, die 

öffentlichen Interessen des Bundes be- 
rührt werden (§ 6); 

5. die Erteilung der Erlaubnis für Vor- 

bereitungsarbeiten zur Anlegung von 
Flugplätzen (§ 7); 

6. die Bestimmung von beschränkten Bau- 
schutzbereichen bei Landeplätzen und 
Segelfluggeländen (§17); 

7. die Zustimmung zur Baugenehmigung 
oder einer sonstigen nach allgemeinen 
Vorschriften erforderlichen Genehmigung 
oder die luftrechtliche Genehmigung bei 
der Errichtung von Bauwerken, Anlagen 
und Geräten, bei Bäumen sowie bei der 
Herstellung von Bodenvertiefungen in 
Bauschutzbereichen und beschränkten 
Bauschutzbereichen (§§ 12, 15 und 17); 

8. die Festlegung von Bauhöhen, bis zu 
denen in Bauschutzbereichen und be- 
schränkten Bauschutzbereichen ohne Zu- 
stimmung der Luftfahrtbehörden Bauge- 
nehmigungen oder sonstige nach allge- 
meinen Vorschriften erforderliche Ge- 


nehmigungen erteilt werden können 
(§§ 13, 15 und 17); 

9. die Zustimmung zur Baugenehmigung 
oder einer sonstigen nach allgemeinen 
Vorschriften erforderlichen Genehmigung 
oder die luftrechtliche Genehmigung bei 
der Errichtung von Bauwerken, Anlagen 
und Geräten sowie bei Bäumen außer- 
halb der Bauschutzbereiche (§§ 14 
und 15); 

10. das Verlangen, die Abtragung von Bau- 
werken und anderen Luftfahrthindernis- 
sen, welche die zulässigen Höhen über- 
ragen, und die Beseitigung von Vertie- 
fungen oder die erforderlichen Sicher- 
heitsmaßnahmen zu dulden (§§ 16 
und 17); 

11. die Genehmigung von Luftfahrtunterneh- 
men, deren Betrieb nicht über das Land, 
in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, 
hinausgeht, sowie die Genehmigung der 
Verwendung von Luftfahrzeugen für 
sonstige Zwecke und Selbstkostenflüge 
(§ 20 ); 

12. die Genehmigung von Luftfahrtveran- 
staltungen, die nicht über das Land, in 
dem die Veranstaltung stattfindet, hin- 
ausgehen (§ 24); 

13. die Erteilung der Erlaubnis zum Starten 
und Landen außerhalb der genehmigten 
Flugplätze (§ 25); 

14. die Erteilung der Erlaubnis zur Beförde- 
rung gefährlicher Güter und von Funk- 
gerät innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes (§ 27 Abs. 1); 

15. die Erteilung der Erlaubnis für Licht- 
bildaufnahmen mit Ausnahme der Grund- 
erlaubnis für gewerbliche Luftbildauf- 
nahmen und der Erlaubnis für Personen, 
die ihren Wohnsitz nicht im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes haben (§ 27 
Abs. 2); 

16. die Erteilung der Erlaubnis zu besonde- 
rer Benutzung des Luftraums für 

a) Kunstflüge, 

b) Schleppflüge, 

c) Reklameflüge und Abwerfen von 
Gegenständen aus Luftfahrzeugen, 

d) turnerische und seiltänzerische Übun- 
gen an Bord von Luftfahrzeugen, 
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e) Aufstieg von Frei- und Fesselballo- 
nen, j 

f) Steigenlassen von Drachen und Flug- 
modellen, 

g) Fallschirmabsprünge zu Übungs- und j 
Vorführungszwecken, 

h) Abweichung von Sicherheitsmindest- I 

flughöhen, | 

mit Ausnahme der Erlaubnis, für die j 
nach dem Gesetz über die Bundesanstalt j 
für Flugsicherung diese Anstalt zustän- ! 
dig ist (§ 32); 

17. die Aufsicht innerhalb der in Nummern 1 
1 bis 16 festgelegten Verwaltungszustän- 
digkeiten; 

18. die Ausübung der Luftaufsicht, soweit 

diese nicht der Bundesanstalt für Flug- 
sicherung oder dem Luftfahrt-Bundes- 
amt übertragen ist (§ 29). > 


(2) Die Entscheidungen in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 4, .6 bis 10 und 12 werden auf Grund 
einer gutachtlichen Stellungnahme der Bundesan- 
stalt für Flugsicherung getroffen. 

(3) Die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen 
nach Absatz 1 Nr. 1 1 wird auf Grund einer Prü- 
fung des betrieblichen Zustandes des Unternehmens 
durch das Luftfahrt-Bundesamt erteilt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Die Beschränkungen der Lufthoheit im Land Berlin 
bleiben unberührt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Einfügung 
eines Artikels 87c in das Grundgesetz ist die Luft- 
verkehrsverwaltung grundsätzlich in bundeseigener 
Verwaltung zu führen. Der obersten Bundesbehörde 
sind z. Z. nur die Bundesanstalt für Flugsicherung 
und das Luftfahrt-Bundesamt nachgeordnet. Nach 
Artikel 87c Abs. 2 des Grundgesetzes kann der 
Gesetzgeber Aufgaben der Luftverkehrsverwaltung 
den Ländern als Auftragsverwaltung übertragen. 
Die Frage, ob von dieser Ermächtigung Gebrauch zu 
machen ist, bejaht der Entwurf und legt den Um- 
fang der Bundesauftragsverwaltung der Länder im 
einzelnen fest. 

Hierbei sind folgende Gesichtspunkte maßgebend: 
Ausgangspunkt für die Verteilung der Zuständig- 
keiten bildet die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
über Zuständigkeiten in der Luftverkehrsverwal- 
tung geltende Verwaltungsvereinbarung über die 
Abgrenzung der Verwaltungsbefugnisse zwischen 
Bund und Ländern auf dem Gebiet der Zivilluft- 
fahrt vom 31. Dezember 1952 (Verkehrsblatt 1955 
S. 379). Diese sieht folgende Gruppen von Verwal- 
tungsakten vor: 

1. Verwaltungsakte, die vom Bund allein oder im 
Benehmen mit dem Land, 

2. Verwaltungsakte, die von einem Land allein 
oder im Benehmen mit dem Bund, 

3. Verwaltungsakte, die vom Bund im Einverneh- 
men mit einem Land oder von einem Land im 
Einvernehmen mit dem Bund 

erlassen werden. 

Entsprechend der bisherigen Regelung werden die 
Verwaltungsakte der Gruppe 1 der bundeseigenen 


Verwaltung Vorbehalten und die der Gruppe 2 den 
j Ländern als Auftragsverwaltung übertragen. Zu der 
3. und wichtigsten Gruppe zählen u. a. die Geneh- 
migungen der Flughäfen, der Luftfahrtunternehmen 
| und der -Veranstaltungen. Für die Aufteilung dieser 
| Zuständigkeiten ist ihr Inhalt maßgebend. Zustän- 
■ digkeiten überwiegend überregionaler Art sollen 
; im allgemeinen dem Bund, die übrigen den Ländern 
als Auftragsverwaltung zufallen. 

II. 

i 

! Im einzelnen ist zu der Aufteilung folgendes zu 
bemerken: 

Zu § 31 

1. Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 13 

Diese Aufgaben wurden schon bisher von den Län- 
dern — teilweise im Benehmen mit dem Bund — 
wahrgenonunen (Nr. 5, 6, 12, 13, 14, 16, 26 der Ver- 
waltungsvereinbarung) . 

2. Absatz 1 Nr. 4 

i Die Flugplätze wurden bisher von den Ländern, 

| und zwar die Flughäfen im Einvernehmen, die 
j übrigen Flugplätze im Benehmen mit dem Bund 
- genehmigt (Nr. 17, 18, 19, 20, 23 der Verwaltungs- 
vereinbarung). 

j Für die Genehmigung eines Flughafens, der dem 
I allgemeinen Verkehr dienen soll, sind — ab- 
i gesehen von den Landesinteressen — überregio- 
nale Erwägungen, insbesondere solche der zwi- 
l schenstaatlichen Verkehrs- und Wirtschaftspolitik 
j sowie die Belange der Luftraumplanung, ausschlag- 
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gebend. Aus diesem Grunde und mit Rücksicht auf 
die finanziellen Belastungen des Bundes durch die 
Flugsicherung und den Wetterdienst ist dem Bund 
das Recht Vorbehalten, zu prüfen und zu ent- 
scheiden, inwieweit durch die Anlegung und den 
Betrieb eines solchen Flughafens öffentliche Inter- 
essen des Bundes berührt werden (§ 6 Abs. 3). Nur 
unter diesem Vorbehalt und bei rechtzeitiger Ein- 
schaltung der Flugsicherung nach § 31 Abs. 2 er- 
schien es vertretbar, auch die Flughäfen des all- 
gemeinen Verkehrs in die Auftragsverwaltung 
einzubeziehen. 

3. Absatz t Nr. 5 bis 10 

Die Aufgaben Nr. 5 bis 8 stehen in einem inneren 
Zusammenhang mit der Genehmigung von Flug- 
plätzen, für die nach § 31 Abs. 1 Nr. 4 die Länder* 
zuständig sein sollen (Nr. 24 der Verwaltungsver- 
einbarung). Die Aufgabe nach Nr. 9 hat besondere 
Bedeutung für den regionalen Sportluftverkehr 
außerhalb der von der Flugsicherung kontrollierten 
Lufträume und soll daher den Ländern zufallen. Die 
Übertragung der Zuständigkeit nach Nr. 10 ergibt 
sich aus der Verteilung der Aufgaben zu Nr. 5 bis 
8 und Nr. 9. 

i 

i 

I 

4. Absatz 1 Nr. 11 | 

Die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen oblag | 
bisher den Ländern im Einvernehmen mit dem Bund I 
(Nr. 28, 32 der Verwaltungsvereinbarung). Der von I 
den Ländern gewünschte Fortfall der Mischverwal- I 
tung macht hier unter Berücksichtigung der prak- 
tischen Erfahrungen eine Aufteilung notwendig. Für 
die Genehmigung der Unternehmen, deren Betrieb ! 
über ein Land hinausgeht, soll der Bund, für die Ge- 
nehmigung der Unternehmen, die sich auf ein Land 
beschränken, soll das Land, in dem das Unterneh- 
men seinen Sitz hat, zuständig sein. Außerdem sol- 
len die Länder die Verwendung von Luftfahrzeugen ( 
für sonstige Zwecke und Selbstkostenflüge geneh- 
migen. 

5. Absatz 1 Nr. 12 

Bei der Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen 
ist eine der bisherigen Handhabung entsprechende 
Aufgabenteilung vorgenommen (Nr. 33, 34 der Ver- ! 
waltungsvereinbarung). Für die Genehmigung der 
Veranstaltungen, die über ein Land hinausgehen ! 
(z. B. des Deutschlandfluges), soll der Bund zustän- 1 
dig sein. Die Genehmigung der übrigen Veranstal- 
tungen bleibt den Ländern überlassen. 

6. Absatz 1 Nr. 14 | 

Die Genehmigung des Transports gefährlicher Gü- j 
ter oblag bisher schon den Ländern. Die Zuständig- , 
keit des Bundes für den Transport derartiger Güter i 
im grenzüberschreitenden Verkehr ergab sich aus 
der Natur der Sache (Nr. 37, 38 der Verwaltungs- 
vereinbarung). Bei dieser Aufteilung der Zuständig- 
keit zwischen Bund und Ländern soll es auch zu- 
künftig bleiben. 


7. Absatz 1 Nr. 15 

Die Zuständigkeit für die Erteilung der Erlaubnisse 
für Luftbildaufnahmen sind entsprechend der gelten- 
den Regelung aufgeteilt. Die Länder erteilen die 
Aufnahmeerlaubnisse für Personen mit dem Sitz im 
Inland, der Bund erteilt die Grunderlaubnisse, die 
für die gewerbliche Luftbildtätigkeit erforderlich 
und im gesamten Bundesgebiet gültig sind, sowie 
die Aufnahmeerlaubnisse für Personen mit Wohn- 
sitz außerhalb der Bundesrepublik (Nr. 35, 36 der 
Verwaltungsvereinbarung). 


8. Absatz 1 Nr. 16 

Hierbei handelt es sich um Aufgaben, die in den 
§§ 70 ff. der Verordnung über Luftverkehr geregelt 
sind und z. Z. schon von den Ländern wahrgenom- 
men werden (Nr. 51 bis 56 der Verwaltungsverein- 
barung). Die neue Vorschrift soll es ermöglichen, 
den Ländern diese Zuständigkeiten im Rahmen der 
Auftragsverwaltung durch Rechtsverordnungen nach 
§ 32 auch zukünftig zu übertragen. 


9. Absatz 1 Nr. 17 

Die Aufsicht, d. h. die Überwachung der Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften über Zulassungen, Ge- 
nehmigungen und Erlaubnisse, soll von der Behörde 
durchgeführt werden, die den Verwaltungsakt ge- 
setzt hat (Nr. 15, 22, 29 der Verwaltungsverein- 
barung) . 

10. Absatz 1 Nr. 18 

Ein Teil der Luftaufsicht, d. h. der Abwehr von Ge- 
fahren für die Sicherheit des Luftverkehrs sowie für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch die 
Luftfahrt, soll entsprechend der bisherigen Hand- 
habung bei den Ländern verbleiben. Ausgenommen 
sind die Teile der Luftaufsicht, die als Verkehrs- 
aufsicht einschließlich Bewegungslenkung von der 
Bundesanstalt für Flugsicherung und als technische 
Aufsicht von dem Luftfahrt-Bundesamt wahrgenom- 
men werden. 


11. Absatz 2 

Das Schwergewicht der Sicherheit des Luftverkehrs 
beruht auf einer einwandfreien Kontrolle des Ver- 
kehrs im Luftraum und auf seiner Lenkung. Diese 
Erkenntnis hat in den Ländern mit einem weiträu- 
migen Luftraum, wie z. B. in den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika, dazu geführt, den zentralen Ein- 
fluß der Flugsicherung zu verstärken. Diese Not- 
wendigkeit tritt in dem engen Luftraum der Bun- 
desrepublik noch deutlicher hervor. Aus diesem 
Grunde ist bei der Genehmigung der Anlegung und 
des Betriebes der Flugplätze die Bundesanstalt für 
Flugsicherung zu beteiligen. 

12. Absatz 3 

Es hat sich nach den Erfahrungen der letzten Jahre 
als notwendig erwiesen, jedes Luftfahrtunternehmen 
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vor Genehmigung durch Fachleute des Luftfahrt- 
Bundesamts zu überprüfen. Die Überprüfung hat 
sich insbesondere darauf zu erstrecken, ob der be- i 
triebliche Einsatz der Luftfahrzeuge den internatio- 
nalen Vorschriften des Anhangs 6 zum Abkommen 
über die Internationale Zivilluftfahrt vom 7. De- j 
zember 1944 entspricht und eine ausreichende War- 
tung des Geräts gewährleistet ist. 


III. 

Organisation und Kosten 

Bei der vorgesehenen Neuregelung der Zuständig- 
keiten bleibt der organisatorische Aufbau der Ver- 
waltung des Bundes und der Länder praktisch un- 
verändert. Von den bisherigen Aufgaben der Län- 
der würden nur die Verwaltungsakte der Genehmi- 
gung von Luftfahrtunternehmen, die über ein Land 
hinausgehen, auf den Bund übergehen, jedoch mit 


Ausnahme der Genehmigung von Fluglinien, die 
bisher schon zur Zuständigkeit des Bundes gehörten 
(Nr. 30 der Verwaltungsvereinbarung). Im übrigen 
würde an die Stelle der Mischverwaltung die Auf- 
tragsverwaltung treten. Diese Veränderung würde 
bei dem Bund folgende Personalvermehrung erfor- 
dern: 

1 Stelle TO.A II bei dem Luftfahrt-Bundesamt. 

Diese Stelle wäre notwendig für das Referat „Be- 
trieb", um die Überprüfung der Luftfahrtunterneh- 
men durchführen zu können (vgl. zu II. 12.). 

Die Kosten für diese neue Stelle würden betragen 

1 Stelle TO.A II 15 000 DM 

+ anteilige Sachausgaben 2 000 DM 

17 000 DM. 

Bei den Ländern würde eine Mehrbelastung nicht 
eintreten, da sich ihr Aufgabengebiet geringfügig 
vermindert. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


In Artikel 1 

ist die vorgesehene Änderung des § 31 des Luft- 
verkehrsgesetzes wie folgt zu fassen: 

„§ 31 

(1) Der Bund führt folgende Aufgaben dieses Ge- 
setzes aus: 

1. die Erteilung der Ein- und Ausfluger- 
laubnis (§ 2 Abs. 6 und 7), 

2. die Erteilung der Erlaubnis für Luftfahrer 
und sonstiges Luftfahrtpersonal mit Aus- 
nahme der Erlaubnis für Privatflugzeug- 
führer, Privathubschrauberführer, Segel- 
flugzeugführer, Freiballonführer und Fall- 
schirmabspringer, sowie die Anerken- 
nung ausländischer Luftfahrerscheine 

(§ 4 ), 

3. die Erteilung der besonderen Berechti- 
gung für Flüge nach Instrumentenflug- 
regeln und der Lehrberechtigung zur Aus- 
bildung der Klassen von Luftfahrern, für 
die nach Nummer 2 die Erlaubnis vom 
Bund erteilt wird (§ 4), 

4. die Erteilung der Erlaubnis für Ausbil- 
dungsunternehmen, soweit in ihnen eine 1 
Ausbildung für Berufsflugzeugführer 
I. Klasse und Berufshubschrauberführer 
und darüber hinaus stattfindet (§ 5), 

5. die Entscheidung, inwieweit durch die 1 
Anlegung und den Betrieb eines Flugha- 
fens, der dem allgemeinen Verkehr die- 
nen soll, die Öffentlichen Interessen des I 
Bundes berührt werden (§ 6 Abs. 3), 


6. die Erteilung der Genehmigung für Luft- 
fahrtunternehmen nach § 20 Abs. 1 Satz 1, 
wenn die Unternehmen entweder 

a) Fluglinienverkehr oder 

b) Gelegenheitsverkehr mit Flugzeugen 

betreiben, die ein höchstzulässiges Flug- 
gewicht von mehr als 5700 kg haben, 

7. die Erteilung der Genehmigung für Flug- 
linien (§ 21), 

8. die Entscheidung über den Kabotagevor- 
behalt (§ 23), 

9. die Erteilung der Genehmigung, wenn 
eine Luftfahrtveranstaltung über ein 
Land hinausgeht (§ 24), 

10. die Bestimmung von Luftsperrgebieten 
und Gebieten mit Flugbeschränkungen 
(§ 26), 

11. die Erteilung der Erlaubnis zur Beförde- 
rung gefährlicher Güter und von Funk- 
gerät (§ 27 Abs. 1), sowie die Erteilung 
der Erlaubnis nach § 27 Abs. 2 an Perso- 
nen, die ihren Wohnsitz außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes haben, 

12. die Aufsicht im Zusammenhang mit den 
nach Nummern 1 bis 4 und 6 bis 12 erlas- 
senen Verwaltungsakten. Die Aufsicht zu 
Nummer 6 erstreckt sich auch auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Unternehmens. Die Aufsicht umfaßt fer- 
ner den technischen und betrieblichen 
Einsatz des Luftfahrtgerätes, soweit die- 
ses der Zuständigkeit des Luftfahrtbun- 
desamtes unterliegt. 
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(2) Die Genehmigungen nach Absatz 1 Nr. 6 bis 
8 werden im Benehmen mit den zuständigen Lan- 
desbehörden erteilt. 

(3) Vor Entscheidungen in den Fällen des § 6 
Abs. 1, der §§ 12 bis 15 und 17 ist eine gutachtliche 
Stellungnahme der Bundesanstalt für Flugsicherung 
und vor der Genehmigung von Luftfahrtunterneh- 
men nach § 20 Abs. 1 Satz 1 eine gutachtliche Stel- 
lungnahme des Luftfahrtbundesamtes über die tech- 
nischen und über die betrieblichen Grundlagen von 
den Landesbehörden einzuholen. Verwaltungsakte 
der Landesbehörden nach § 6 Abs. l r die sich auf die 
Genehmigung und den Betrieb von Flugplätzen er- 
strecken, einschließlich der Benutzungs- und Gebüh- 
renordnung bei Landeplätzen des allgemeinen Ver- 
kehrs, sowie Verwaltungsakte nach § 13, die sich 
auf Verkehrsflughäfen beziehen, sowie solche nach 
§ 14 werden im Benehmen mit dem Bund erlassen. 

(4) Die Bundesregierung kann, soweit Aufgaben 
der Luftverkehrsverwaltung von den Ländern wahr- 
genommen werden, zur Wahrung der Einheit der 
Verwaltung und zur Sicherstellung wichtiger Bun- 
desbelange Einzelweisungen erteilen." 

Begründung 

Die Neufassung ergibt sich aus dem Änderungsvor- 
schlag zum Entwurf eines Gesetzes zur Einfügung 
eines Artikels über die Luftverkehrsverwaltung in 
das Grundgesetz. Hiernach können einzelne Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Luftverkehrsverwaltung 
in bundeseigener Verwaltung oder von den Ländern 
im Aufträge des Bundes ausgeführt werden. Im 
übrigen verbleibt es bei der Regelung des Artikels 
30 GG. 

Diesen Grundsätzen entsprechend war die Regie- 
rungsvorlage dahin zu ändern, daß sie nicht die 
Länderzuständigkeiten, sondern die Zuständigkeiten 
des Bundes auf dem Gebiet der Luftverkehrsverwal- 
tung normiert. Der Vorschlag regelt nur die vom 
Bund in eigener Verwaltung auszuführenden Auf- 
gaben, weil für die Schaffung einer Auftragsverwal- 
tung zur Zeit kein Bedürfnis besteht. 

Der Katalog der Bundesaufgaben ist im wesent- 
lichen das Gegenstück zu dem im .Regierungsent- 
wurf vorgesehenen Katalog der Länderaufgaben. 
Jedoch wurden folgende grundsätzliche Änderun- 
gen für notwendig erachtet: 

Zu Absatz 1 Nr. 2 und 3 

Im Gegensatz zum Regierungsentwurf wird die Er- 
teilung der „hochwertigen" Luftfahrerscheine zur 
Bundesaufgabe erklärt, weil diese Verwaltungsauf- 
gabe für die Wahrnehmung durch die Länder un- 
geeignet ist. Aus Kosten- und Verwaltungsgründen 
empfiehlt sich daher die Bundeszuständigkeit. 


Zu Absatz 1 Nr. 4 

Das gleiche gilt für die Genehmigung und Beauf- 
sichtigung der Ausbildungsunternehmen, die Berufs- 
flugzeugführer ausbilden. 

I Zu Absatz 1 Nr. 5 

Bei der Genehmigung von Verkehrsflughäfen sind 
sowohl Belange des Landes als auch solche des Bun- 
des zu berücksichtigen. Dem Bund ist deshalb die 
Entscheidung darüber Vorbehalten worden, inwie- 
weit durch die Anlegung und den Betrieb eines 
Flughafens, der dem allgemeinen Verkehr dienen 
soll, die öffentlichen Interessen des Bundes berührt 
! werden. Außerdem wird in Absatz 3 bestimmt, daß 
vor Genehmigung eines Flughafens eine gutacht- 
liche Stellungnahme der Bundesanstalt für Flug- 
sicherung einzuholen ist. Damit ist eine Einfluß- 
nahme des Bundes ausreichend gewährleistet. 

Zu Absatz 1 Nr. 6 

Es erscheint nicht notwendig, daß der Bund auch die 
weniger wichtigen Luftfahrtunternehmen genehmigt 
und beaufsichtigt, selbst wenn sie Personen und Gü- 
ter befördern. Der Bundeszuständigkeit sind deshalb 
nur die Fluglinienunternehmen und diejenigen Un- 
ternehmen unterstellt worden, die Gelegenheitsver- 
kehr mit großen Flugzeugen betreiben. Die Grenze 
von 5700 kg höchstzulässigem Fluggewicht ist in 
Anlehnung an die Berechtigung der Berufsflugzeug- 
führer II. Klasse gewählt worden. 

Zu Absatz 1 Nr. 11 

Für die Erteilung dieser Erlaubnisse erscheint der 
Bund besser geeignet als die Länder, denen Erfah- 
rungen und Vergleichsmöglichkeiten fehlen, weil 
solche Fälle verhältnismäßig selten sind. 

Zu Absatz 2 

In dieser Vorschrift ist eine Anhörung der Länder 
bei Verwaltungsakten des Bundes vorgesehen, die 
Länderinteressen berühren. 


Zu Absatz 3 

Hier wird die Beteiligung von Bundesstellen beim 
Erlaß von Verwaltungsakten durch die Länder ge- 
regelt. 

Zu Absatz 4 

Diese Bestimmung stützt sich auf Artikel 84 Abs. 5 
GG. Sie gibt dem Bund die Möglichkeit, wichtige 
Bundesbelange wahrzunehmen und die Einheit der 
Verwaltung zu gewährleisten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


i. 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird i 
nicht zugestimmt. 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag geht davon aus, daß dem 
Änderungsvorschlag zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über Einfügung eines Artikels über die Luftver- 
kehrsverwaltung in das Grundgesetz — BT-Druck- 
sache 1534 — zugestimmt wird. Diesem Vorschlag, 
der neben einer im Grundsatz landeseigenen Ver- 
waltung auf einzelnen Gebieten eine bundeseigene 
Luftverkehrsverwaltung und eine Bundesauftrags- 
verwaltung der Länder vorsieht, hat die Bundes- 
regierung nicht zugestimmt. Aus der Begründung 
dieser Ablehnung, auf die Bezug genommen wird, 
ergibt sich gleichzeitig die Begründung für die Ver- 
sagung der Zustimmung zu den Änderungsvorschlä- 
gen zu dem Entwurf eines Gesetzes über Zuständig- 
keiten in der Luftverkehrsverwaltung. 

II. 

Vorsorglich wird folgendes bemerkt: 

Zu § 31 Abs. 1 

Nach den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
würden folgende Aufgaben der Luftverkehrsverwal- 
tung in landeseigener Verwaltung auszuführen sein: 

1. Genehmigung der Anlegung und des Betriebes 
von Flughäfen, Landeplätzen und Segelflugge- 
länden sowie die hiermit in Zusammenhang ste- 
henden Genehmigungen nach §§ 6 bis 19 des 
Luftverkehrsgesetzes. 

2. Genehmigung von Unternehmen des Gelegen- 
heitsverkehrs mit Luftfahrzeugen unter 5700 kg 
höchstzulässigem Fluggewicht. 

3. Genehmigung der gewerbsmäßigen Verwen- 
dung von Luftfahrzeugen für Selbstkostenflüge 
und für sonstige Zwecke (§ 20 Luftverkehrsge- 
setz). 

4. Erteilung der Erlaubnis für Privatflugzeugfüh- 
rer, Privathubschrauberführer, Segelflugzeug- 
führer, Freiballonführer, Falls diirmabspringer 
(§ 4 Luftverkehrsgesetz). 

5. Erteilung der Erlaubnis für Ausbildung der un- 

ter 4. genannten Personen (§ 5 Luftverkehrs- 
gesetz). : 

6. Erteilung der Erlaubnis für Ausbildungsunter- i 
nehmen zur Ausbildung der unter 4. genannten 
Personen und der Berufsflugzeugführer II. , 
Klasse (§ 5 Luftverkehrsgesetz). 

7. Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen in- 
nerhalb eines Landes (§ 24 Luftverkehrsgesetz). 


8. Erteilung der Erlaubnis zum Start und zur Lan- 
dung außerhalb genehmigter Flugplätze (§ 25 
Luftverkehrsgesetz). 

9. Erlaubnis für Aufnahme von Luftbildern an 
Personen, die ihren Wohnsitz innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland haben (§ 27 Abs. 2 
Luftverkehrsgesetz) . 

10. Verkehrszulassung von Ballonen, Segelflugzeu- 
gen und deren Startwinden (§ 2 Luftverkehrs- 
gesetz). 

11. Erteilung der Erlaubnis für besondere Benut- 
zung des Luftraums für 

a) Kunstflüge, 

b) Schleppflüge, 

c) Reklameflüge und Abwerfen von Gegen- 
ständen aus Luftfahrzeugen, 

d) turnerische und seiltänzerische Übungen an 
Bord von Luftfahrzeugen, 

e) Aufstieg von Frei- und Fesselballonen, 

f) Steigenlassen von Drachen und Flugmodel- 
len, 

g) Fallschirmabsprünge zu übungs- und Vor- 
führungszwecken, 

h) Abweichung von Sicherheitsmindestflug- 
höhen mit Ausnahme der Erlaubnis, für die 
nach dem Gesetz über die Bundesanstalt für 
Flugsicherung diese Anstalt zuständig ist 

(§ 32 Luftverkehrsgesetz). 

12. Die Luftaufsicht (§ 29 Luftverkehrsgesetz). 

Gegen die Durchführung dieser Aufgaben in landes- 
eigener Verwaltung bestehen folgende Bedenken: 

Zu 1. 

a) Die Flugplätze sind als unentbehrliche Stütz- 
punkte integrierende Bestandteile des Luftver- 
kehrs und teilen daher dessen überregionalen 
und internationalen Charakter. Entscheidungen 
von so grundlegender Bedeutung wie die über 
die Genehmigung der Anlegung und des Be- 
triebs eines Flugplatzes müssen aus diesem 
Grunde zentral vom Bund getroffen werden. 
Seine Aufgabe ist es, bei der Genehmigung von 
Flugplätzen die überregionalen und internatio- 
nalen Luftverkehrsströme zu berücksichtigen so- 
wie Interessen des Luftverkehrs mit denen der 
anderen Verkehrszweige und der deutschen und 
ausländischen Streitkräfte abzustimmen. Die 
Flugplatzgebührenpolitik bedarf angesichts der 
Internationalität des Luftverkehrs ebenfalls einer 
einheitlichen Handhabung durch den Bund. 

b) Alle Genehmigungen der Flugplätze berühren 
die zentrale Luftraumordnung des Bundes. Die 
vom Bund zu wahrenden Belange der Luftraum- 
planung und der Flugsicherung müssen im Inter- 
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esse der Sicherung, Regelmäßigkeit und Pünkt- 
lichkeit des Luftverkehrs und im Interesse einer 
ordnungsmäßigen Durchführung der Aufgaben 
der Militärluftfahrt voll berücksichtigt werden. 
Außerdem entstehen dem Bund durch die Anle- 
gung aller wichtigen Flugplätze erhebliche Ko- 
sten der Flugsicherung. 

c) Die Bundesrepublik Deutschland ist als Vertrags- 
staat des Abkommens über die Internationale 
Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 1944 (BGBl. II 
1956 S. 411, Artikel 28) verpflichtet, bei der An- 
legung von Flughäfen den Richtlinien und Ver- 
fahren des Anhangs 14 des Abkommens zu ent- 
sprechen. 

Zu 2. 

a) Der Gelegenheitsverkehr ist im Schwerpunkt 
überregional und international und ist daher 
Sache des Bundes. 

b) Die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen ist 
aus Sicherheitsgründen nur auf Grund eines 
technischen Gutachtens des Luftfahrt-Bundesamts 
zu erteilen. Dies gilt auch für rein regionale 
Luftfahrtunternehmen. 

c) Die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen 
Bund und Ländern nach Gewichtsmerkmalen ist 
nach den Erwägungen zu a) und b) nicht ver- 
tretbar. 

I 

i 

Zu 3. 

i 

a) Auch diese Flüge sind z. T. überregional. Für 
sie gilt daher 2. a) entsprechend. 

b) Aus Sicherheitsgründen gilt im übrigen das zu 
2. b) Gesagte entsprechend. 

Zu 4. bis 6. 

a) Nach Artikel 33 des Abkommens über die Inter- 
nationale Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 1944 
(BGBl. II 1956 S. 411) sind die deutschen Luft- 
fahrerscheine in den zur Zeit 74 ICAO-Mitglied- 
staaten anzuerkennen. Der Bund, den internatio- 
nal die Verpflichtung trifft, dafür zu sorgen, daß 
diese Scheine nur erteilt werden, wenn die im 
Anhang 1 zum Chikagoer Abkommen genannten 
Mindesterfordernisse erfüllt sind, muß daher in 
der Lage sein, auf ihre Erteilung verwaltungs- 
mäßig einzuwirken. Der Bund muß auch in der 
Lage sein, auf die Entziehung dieser Scheine 
verwaltungsmäßig einzuwirken, wenn seine 
Organe bei der Durchführung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben z. B. Tatsachen festgestellt haben, die 
den Scheininhaber als unzuverlässig erscheinen 
lassen, ein Luftfahrzeug ordnungsgemäß zu 
führen oder zu bedienen. 

b) Für die Ausbildungsunternehmen gilt aus Sicher- j 
heitsgründen das zu 2. b) Gesagte entsprechend. 

Zu 7. und 8. 

Die Verdichtung des Luftverkehrs nimmt in steigen- 
dem Maße zu. Die aus diesem Grunde immer dring- 
licher werdenden Sicherheitsmaßnahmen können 
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nur wirksam getroffen werden, wenn die Bundesan- 
stalt für Flugsicherung die Möglichkeit erhält, im 
Einvernehmen mit den Dienststellen der Bundes- 
wehr auf die Genehmigung von Luftfahrtveranstal- 
tungen und auf die Erteilung der Erlaubnis zu 
Außenstarts und Außenlandungen verwaltungs- 
mäßig einzuwirken. In besonderen Fällen muß hier- 
über der Bundesminister für Verkehr im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Verteidigung ent- 
scheiden. 

Zu 9. 

Bei Genehmigung von Luftbildaufnahmen müssen 
aus Gründen der Landesverteidigung auch die Bun- 
deswehr und die Stationierungsstreitkräfte einge- 
schaltet werden. Die reibungslose Abwicklung die- 
ses Zusammenwirkens ist nur gewährleistet, wenn 
der Bund auf die Erteilung der Erlaubnis verwal- 
tungsmäßig einwirken kann. 

Zu 10. 

Die Zulassung und Kontrolle des Luftfahrtgeräts ist 
nach dem Gesetz über das Luftfahrt-Bundesamt vom 
30. November 1954 (BGBl. I S. 354) grundsätzlich 
Sache des Luftfahrt-Bundesamts. Nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 a, a, O. sind zwar die Länder ausnahmsweise 
für die Verkehrszulassung von Ballonen, Segelflug- 
zeugen und deren Startwinden zuständig. Es hat 
sich aber gezeigt, daß gegen diese Regelung Beden- 
ken bestehen, weil die Länder nicht im ausreichen- 
den Maße über das technische Personal verfügen, 
das in der Lage ist, die bei der Zulassung des Ge- 
räts notwendige Kontrolle über die von den Prüf- 
stellen für Luftfahrtgerät durchgeführte Prüfung 
vorzunehmen. Dieser Mangel ließe sich zwar durch 
Ergänzung des Personalbestandes beheben. Dies 
würde aber unnötige Kosten verursachen, da das 
Luftfahrt-Bundesamt über das notwendige Personal 
verfügt. Außerdem ist es auch hier aus Gründen der 
Sicherheit geboten, daß das Luftfahrt-Bundesamt das 
Recht erhält, sich als Zentralstelle für die Geräte- 
zulassung verwaltungsmäßig einzuschalten. 

Zu 11. 

Aus Sicherheitsgründen gilt das zu 7. und 8. Ge- 
sagte entsprechend. 

Zu 12. 

Aufgabe der Luftaufsicht ist die Abwehr von Ge- 
fahren für die Sicherheit des Luftverkehrs sowie für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung durch die 
Luftfahrt, Den Hauptanteil an der Luftaufsicht trägt 
die Bundesanstalt für Flugsicherung auf Grund be- 
sonderer gesetzlicher Ermächtigung. Sie übt zu 
diesem Zwecke laufende Verkehrskontrolle und Be- 
wegungslenkung der Luftfahrzeuge aus. Einen wei- 
teren Teil der Luftaufsicht übt das Luftfahrt-Bundes- 
amt im Rahmen seiner gesetzlichen Zuständigkeiten 
auf dem Gebiete der Zulassung und Kontrolle der 
Luftfahrtgeräte aus. Diese Bundesaufgaben der Luft- 
aufsicht sowie die auch den Ländern verbleibenden 
Luftaufsichtaufgaben können nur voll wirksam er- 
füllt werden, wenn ihre einheitliche Handhabung 
im gesamten Gebiet der Bundesrepublik gewähr- 
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leistet ist. So muß es z. B. innerhalb kürzester Zeit 
möglich sein zu erreichen, daß in allen Ländern mit 
sofortiger Wirkung bestimmte Kontrollmaßnahmen 
durchgeführt werden, wenn nur durch diese Maß- 
nahmen weitere Unglücksfälle verhindert werden 
können. Dies kann aber nur erreicht werden, wenn 
der Bund die Möglichkeit erhält, sich verwaltungs- 
mäßig auch auf den Gebieten der Luftaufsicht ein- 
zuschalten, die den Ländern Vorbehalten bleiben. 

Zu § 31 Abs. 2 bis 4 

Die nach vorstehenden Ausführungen notwendige 
verwaltungsmäßige Einwirkung des Bundes kann 
durch die vom Bundesrat vorgeschlagene Einholung j 


eines Gutachtens der Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung und des Luftfahrt-Bundesamts sowie durch die 
Herbeiführung des Benehmens des Bundes nicht er- 
setzt werden. Auch die in Artikel 84 GG vorgesehe- 
nen Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes reichen 
hierfür nicht aus, zumal nach Ansicht des Bundes- 
rates das Einzelweisungsrecht nach Absatz 5 nicht 
dem Fachminister zusteht. Alle diese Schwierigkei- 
ten könnten jedoch durch die Bundesauftragsver- 
waltung der Länder vermieden werden, welche die 
Bundesregierung in ihren Gesetzentwürfen vorge- 
schlagen hat. Diese Verwaltungsform würde es auch 
ermöglichen, den Ländern mehr Verwaltungszustän- 
digkeiten zu übertragen als der Bundesrat für sie 
j als landeseigene Verwaltung in Anspruch nimmt. 
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